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technischer Fortschritt ist 
eine der Haupttriebkräfte des 
Wirtschaftens. Neben der ge­

sellschaftlichen Organisation durch 
die Sozialpartnerschaft, der breiten 
Ausbildung und dem sozialen Frie­
den repräsentiert er in Österreich 
den wichtigsten Faktor für die ra­
sche Produktivitätsentwickiung, die 
einen Großteil des österreichischen 
Wirtschaftserfolges erklärt Dazu kann er Wichtiges zur 
Lösung sozialer und ökologischer Probleme beitragen. 
Für die neu erkannte Bedeutung des technischen Fort­
schrittes spricht neben der fast unüberschaubaren Menge 
an Literatur auch die Tatsache, daß Technologiepolitik in 
der Wirtschaftspolitik vieler Länder und Ländergemein­
schaften eine immer wichtigere Rolle spielt. Sie ist zur mo­
dernen Form der Wachstumspolitik geworden. 

Z u r Ö k o n o m i e des t echn i schen 
Fo r t schr i t t s 

In der Technologieforschung dominierte lange Zeit die An­
sicht, daß technischer Fortschritt insofern ein lineares 
Phänomen sei, als Ergebnisse der Grundlagenforschung 
in angewandte Forschung übergeführt, diese in Prototy­
pen weiterentwickelt würden und letztlich daraus vermarkt­
bare Produkte entstünden Die dieser Anschauung ent­
sprechende Technologiepolitik war hauptsächlich For­
schungspolitik: Eine adäquat dotierte Grundlagenfor­
schung würde Uber einen Sickerprozeß gleichsam auto­
matisch zu neuen Produkten und Prozessen und damit zu 
Marktchancen führen Diese Ansicht gilt heute als verein­
facht, da sie nicht den tatsächiichen Innovationsprozes­
sen in Forschung und Wirtschaft entspricht 

Die neuere Forschung betont vielmehr, daß technischer 
Fortschritt ein „endogener Prozeß" ist, welcher durch eine 

Effiziente Technologiepolitik ist ein 
wesentlicher Wettbewerbsfaktor. Für 

Österreich stehen eine 
Diffusionsstrategie, eine Beseitigung 

der Kommunikationsbarrieren 
zwischen den wichtigsten Akteuren 

des Innovationssystems, ein 
modernes Anreizsystem, ein Ausbau 

der Technologie-Infrastruktur und ein 
effizientes Management der 

Technologiepolitik zur Diskussion. 

Reihe von Feedbacks zwischen den 
einzelnen Akteuren des Innovations-
systems (Forscher in Universitäten, 
außeruniversitären Forschungsstät­
ten und Unternehmen, Anwender, 
Förderer, Regulierungsbehörden, 
Konsumenten, Konkurrenten) be­
stimmt ist Für das Entstehen und 
die Verbreitung von technischem 
Fortschritt sind die Interaktionen 

zwischen den einzelnen Akteuren in Form von Informa-
tions- und Wissensströmen essentiell, die Mobilität von 
Gütern und Personen sowie externe Effekte in Form von 
Spill-overs Wirtschaftsunternehmen werden in diesem 
Prozeß als zentrale Akteure angesehen, welche — selbst 
beeinflußt durch Konsumentennachfrage, Wettbewerbs­
druck, interne und externe Wissensproduktion und die 
Rahmenbedingungen des Wirtschaftens — gemeinsam 
mit anderen Akteuren Richtung und Tempo des techni­
schen Fortschritts bestimmen 

Aufgrund dieser Sichtweise kann die Wirtschaftspolitik, 
speziell die Technologiepolitik nicht mehr davon ausge­
hen, daß irgendwo produziertes neues Wissen automa­
tisch seinen Weg zu den Unternehmen nimmt und sich in 
Form neuer Produktionsprozesse und neuer Produkte ma­
terialisiert. Vieimehr ist es heute zentrale Aufgabe der Poli­
tik, dafür zu sorgen, daß die vielfältigen Interaktionskanäie 
offen und auch in der Lage sind, ihre spezifische Rolle im 
Innovationsprozeß zu spielen, daß also etwa Produktions­
unternehmen intern und extern produziertes Wissen auf­
nehmen und umsetzen können und daß die rechtlich-insti­
tutionellen Rahmenbedingungen solche Prozesse nicht 
hindern, sondern unterstützen Eine „Diffusionsorientie-
rung" hat die „Forschungsorientierung" als Hauptstrategie 
der Technologiepolitik, vor allem in kleinen Ländern, abge­
löst1). 

Doch unterliegt auch das Diffusionskonzept einer inhalt­
lichen Änderung Prozesse und Produkte ändern sich 

') Das bedeutet nicht, daß Forschungsergebnisse keine Bedeutung für den Innovationsprozeß mehr hätten Einerseits ist die Rolle der Forschung für einzelne Pro­
dukt ionszweige sehr unterschiedl ich (in der Biotechnologie etwa ist Forschung nach wie vor das Um und Auf des Innovat ionsprozesses), andererseits bauen sehr 
viele radikale Neuerungen auf langfrist ig kumuliertem Forschungswissen auf Darüber hinaus spielt der Forschungssektor für den Innovationsprozeß eine unerläß­
liche Rolle als Ausbi ldungsstät te für Industr ieforscher und hochquali f iziertes Personal welches wicht ige Skills in die Unternehmen mitbringt und vor allem auch 
persönl iche Kontakte zu Universi tätsforschern hat und damit wertvolle Netzwerkfunkt ionen wahrnehmen kann 

Dennoch liegt besonders in Österreich der primäre Innovationsengpaß nicht so sehr im universitären Forschungsbereich als in der mangelnden Absorpt ionsfäh ig­
keit durch die Unternehmen 
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während des Diffusionsprozesses selbst oft stark, wei! In­
novation und Diffusion gleichzeitig stattfinden und nicht 
„fertige" Produkte und Prozesse diffundieren (Arthur, 
1989, OECD, 1992). Zu den Rahmenbedingungen, welche 
die Fähigkeit von Unternehmen beeinflussen, extern pro­
duziertes Wissen aufzunehmen und zu verarbeiten, zählen 
Ausbildungswesen, Patentschutz, steuerliche Innova-
tionsförderung, Handelspolitik und die Existenz und 
Qualität von Transfereinrichtungen, die dafür sorgen, daß 
Wissen zwischen den Akteuren ungehindert fließen kann 
im Sinne der Ökonomischen Theorie haben diese Rah­
menbedingungen die Funktion, das Entstehen positiver 
externer Effekte zu erleichtern {Hahn, 1993), also von 
„Coase-Institutionen"2). Die Schaffung und Förderung sol­
cher Institutionen gilt auch in der strikt nicht-interventioni­
stisch orientierten neoklassischen Theorie als legitimer 
Eingriff der öffentlichen Hand in das Wirtschaftsgesche­
hen 

Nach der neueren Forschung (siehe etwa Dos; ef al, 1988) 
über das (nnovationsverhalten der Unternehmen werden 
Innovationsaktivitäten beeinflußt durch 

1. die Marktbedingungen (Marktgröße und -Wachstum, 
Nachfrageelastizität der Produkte, Konkurrenzbedin­
gungen), 

2 technologische Möglichkeiten (Nähe zu Wissenschafts­
einrichtungen, Zugang zu heimischem und ausländi­
schem externen Wissen, Effizienz der Eigenforschung) 
und 

3 durch die Möglichkeit, sich Rückflüsse aus der Innova­
tionstätigkeit anzueignen (sie wird bestimmt durch Pa­
tentschutz, Geheimhaltung, Schutz vor Betriebsspiona­
ge, Investitionen in komplementäre Leistungen wie Mar­
keting, Verteilung, Kundenservice, Spill-overs3), steuerli­
che Regeln). 

Das erste dieser Elemente ist dem Erklärungsansatz des 
„market pull", das zweite dem des „technology push" zu­
zurechnen. Diese beiden Erklärungsansätze beanspruch­
ten für sich lange Zeit exklusiven Erklärungswert für inno­
vative Prozesse Schumpeter etwa, der einen großen Teil 
der neueren Technologieforschung entscheidend beein­
flußt hat, vertrat eine unternehmerische Technology-push-
Theorielinie: Oligopolistische Unternehmer seien in einem 
Willensakt kreativer Zerstörung die wahren Urheber dyna­
mischen Fortschritts (Schumpeter, 1939); ihnen folgten 
dann Imitatoren nach, deren Aufholprozeß die Pionierun­

ternehmer wieder zu neuen schöpferischen Akten veran-
laßte4) 

Die neuere Forschung ist bescheidener geworden: Ging 
man früher davon aus, daß technischer Fortschritt „radi­
kal" sei, also primär in großen Schüben vor sich gehe5), so 
wird heute viel mehr Wert auf die Betonung des kumulati­
ven Charakters des technischen Fortschritts gelegt: Viele 
neue Erkenntnisse bestehen aus sehr vielen kleinen 
Schritten, welche eher inkrementellen Charakter haben 
Diese Einsicht beruht auf der empirischen Erfassung der 
Innovationsaktivitäten von Unternehmen 

Die Erkenntnis der Bedeutung von inkrementeilem Fort­
schritt schließt auch die Einsicht ein, daß institutionelle 
Bedingungen, menschliche Verhaltensweisen und politi­
sche Entscheidungen großen Einfluß auf den technischen 
Fortschritt haben War es lange Zeit modern, den Prozeß 
des technischen Fortschritts mit biologischen evolutionä­
ren Prozessen zu vergleichen, so heißt es heute vielfach 
„history matters": Die zweckgerichteten menschlichen Ak­
tivitäten, die Interaktionsmögüchkeiten, letztlich aber auch 
die durch H Simon vertretenen Verhaltensmuster des 
Menschen („Opportunismus", „bounded rationality") und 
andere Eigenarten sozialer Systeme würden Richtung und 
Rate des technischen Fortschritts in kumulativer Weise 
beeinflussen. Damit wird auch ausgesagt, daß solche Ver­
haltensweisen innerhalb von kulturell weitgehend homo­
genen Gruppierungen, wie z B Nationalstaaten, lange 
Zeit relativ stabile Muster aufwiesen6) Ein besonders 
wichtiges Ergebnis dieser Denkrichtung ist die Erkenntnis, 
daß technischer Fortschritt vielfach entlang von Entwick­
lungsbahnen (Trajektorien) verläuft, welche durch Kumu-
lierungsprozesse die Richtung weiteren Fortschritts vorge­
ben und alternative Entwicklungsmöglichkeiten verhin­
dern. Dies läßt oft „Lock-in"-Situationen entstehen, welche 
durch Standardsetzung, Vereinbarkeitsstandards u ä ver­
stärktwerden. Eines der vielen dafür genannten Beispiele 
ist die weltweite Durchsetzung der als unergonomisch er­
kannten Tastaturanordnung auf Schreibmaschinen und 
Computern (das „Qwerty-Phänomen")7), ein anderes etwa 
die Entwicklungsschiene des Otto-Motors als Hauptan­
triebsquelle für Pkw 

Die moderne Technologieforschung macht auch auf den 
wichtigen Unterschied zwischen „explizitem" (kodifizier­
tem) und „stillschweigendem" (tacit) Wissen aufmerksam. 
Explizites Wissen wird durch Publikationen und Lizenzen 
weitergegeben, implizites vor allem durch Personen, wel-

2) Nach dem Ökonomie-Nobelpre is t räger Ronald Coase Solche Institutionen sind geeignet Marktversagen zu bekämpfen oder positive externe Effekte in Gang zu 
setzen Ein Beispiel dafür s ind etwa die Außeninstitute der Universitäten (Verbreitung von Forschungsergebnissen) Patentämter (Zugang zu Informationen über 
Forschungsergebnisse) oder etwa das BIT (Büro für Internationale Forschungs- und Technologiekooperat ion) eine Transferinst i tut ion zwischen den EU-For­
schungsprogrammen und den österreichischen Unternehmen und Forschungsinst i tuten 

3) Zwischen der Mögl ichkeit , Spil l-overs zu lukrieren, und der Aneigenbarkei t besteht ein Spannungsverhäl tn is ; siehe dazu Hutschenreiter G .Intersektorale und 
internationale F&E-Spil l-overs Externe Effekte von Forschung und Entwicklung" in d iesem Heft 
J ) An anderen Stellen vertrat Schumpeter al lerdings andere Vorstel lungen Oie oben genannte Erklärung gab er als ursächl ich fUr Konjunkturzyklen (und auch für 
längerfr ist ige Zyklen) 
3) Die technologiehistor ische Literatur br ingt dafür eine Uberwält igende Fülle von Beispielen von der Erf indung des Rades und der Dampfmaschine bis zu den 
während des Zweiten Weltkr iegs dominanten Erf indungen wie Computer und Radar 
6) Eine noch differenziertere Denkr ichtung („culturat theory J ) geht davon aus daß menschl iches Verhalten pr imär durch die Beziehungen zu anderen Menschen ge­
prägt werde und dies — je nach Gruppenbindung und nach der Intensität der zu befolgenden Regelungsmuster verschieden — sehr differenzierte Gruppentypen 
entstehen lasse Die vier Hauptgruppen seien der Individualist, der Egalitäre, der Hierarch und der Fatalist. Diese unterschieden sich durch Werthaltungen die Defi­
nition ihrer Person innerhalb der Gruppe und unterschiedl iche Interakt ionsmuster (siehe dazu Bayer 1995B) 
7) QWERTY ist die Reihung der ersten sechs Buchstaben auf anglo-amerikanischen Tastaturen Für den deutschen Sprachraum müßte man vom QWERTZUIOPÜ-
Phänomen sprechen 
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che sich zwischen den Akteuren und Institutionen des In­
novation ssyste ms bewegen, oder auch durch gemeinsa­
me Forschungs- und Innovationsaktivitäten (Kooperation) 
Die Bedeutung impliziten Wissens wird durch Lernprozes­
se unterstrichen, durch die neues Wissen angeeignet und 
weiterentwickelt wird. Auf diesen Lernprozessen — sie 
bewirken oft inkrementelien Fortschritt — baut der kumu­
lative Charakter vieler Innovationen auf Die Lernprozesse 
spielen in der neuen Technologieliteratur eine große Rolle 
(Lundvall, 1992) und werden immer mehr zum Zentrum der 
Forschung Die „Learning Society" bestimmt das techno­
logische Wettbewerbsbild des ausgehenden 20. Jahrhun­
derts 

Innovationsprozesse laufen in den einzelnen Produktions­
und Dienstleistungssektoren unterschiedlich ab, wie 
schon die Forschungs- und Entwicklungsquoten zeigen 
Pavitt (1984) entwickelte eine Dreiteilung in anbieterorien­
tierte, produktionsintensive und wissenschaftsbasierte 
Bereiche Diese Kategorien unterscheiden sich in der Ak-
quisition von Wissen, in der Relation zwischen internen 
und externen Innovationsqueilen, in der Beziehung zu an­
deren Akteuren, den Diversifikationsstrategien und im 
Know-how-Aufbau. 

Die moderne Technologieforschung hat vor allem die 
Komplexität von Innovationsaktivitäten und technischem 
Fortschritt sichtbar gemacht Statt einzelner kreativer „Er­
finder-Giganten" gibt es eine Vielzahl von lernenden „Pyg­
mäen" (Freeman, 1994, S 468), weiterentwickelnden Imita­
toren — generell von „Lernenden" Statt bahnbrechender 
Erfindungen vollziehen sich mühsame Lernprozesse Statt 
der Wissenschafts- und Forschungsbasierung von Inno­
vationen kommt Adoptions- und Diffusionsprozessen im­
mer größere Bedeutung zu Statt einsam Handelnder tre­
ten Netzwerke mit vielfachen Interaktionen auf, und an die 
Stelle der Möglichkeit, gegen Geld externes Wissen einzu­
kaufen, tritt ein „Tauschhandel" (Wissen gegen Wissen), 
welcher zu Joint ventures und Forschungskooperationen 
mit all ihren Schwierigkeiten führt. Die Bedeutung von 
Feedbacks und Interaktionen zwischen den heimischen 
und ausländischen Akteuren der Innovationssysteme 
nimmt laufend zu. 

Das Ö s t e r r e i c h i s c h e Na t iona le 
Innova t ionssys tem (NIS) 

Der von Lundvall popularisierte Begriff NIS beschreibt das 
System von Elementen und Beziehungen in Produktion, 
Diffusion und der Anwendung von neuem, ökonomisch re­
levantem Wissen {Lundvall, 1992, S 2) Dieser Begriff hat 
sich in der neueren Literatur und Politikberatung weit ver­
breitet, vor allem auch durch das Wirken der OECD 
{OECD, 1992)8) Es mag heute obsolet erscheinen, „natio­
nale", also durch Staatsgrenzen definierte Innovationssy­

steme zu analysieren: Einerseits gehen viele Entwicklun­
gen von der Stärkung lokaler und regionaler Systeme aus 
(z B die Konzepte „Flexible Spezialisierung" — Säbel, 
1982, Porter, 1990, Bayer, 1994 — und „endogene Erneue­
rung"), andererseits nimmt die Globalisierung der Wirt­
schaft immer stärker zu9). Von beiden Seiten her geraten 
„nationale" Systeme10) unter Druck Gerade unter solchen 
Bedingungen spielt jedoch die Kenntnis der nationalen, 
also durch gemeinsame Normen und Werte geprägten In­
stitutionen und Kommunikationskanäle eine bedeutende 
Rolle — vor allem dort, wo Kommunikation Uber Innova­
tion implizit vor sich geht und schwer zu kodifizieren ist 
{Lundvall, 1992, S.4) Durch Österreichs Mitgliedschaft in 
der EU und die damit verbesserte Möglichkeit der Teilnah­
me an den von der EU finanzierten und initiierten For­
schungsprogrammen wird der Zugang für österreichische 
Institute und Unternehmen zu internationalen Forschungs­
ergebnissen immer wichtiger (vor allem in wissenschafts-
basierten Industriezweigen); zudem beschaffen („sour-
cen") große, transnationale Unternehmen immer stärker 
nicht nur Komponenten, sondern auch Forschungsergeb­
nisse weltweit und lagern sogar ihre Forschungsabteilun­
gen nach bestimmten Kriterien aus 

Die genaue Kenntnis des Nationalen Innovationssystems 
bleibt für die Technologiepolitik von entscheidender Be­
deutung. Diese agiert (wie die meisten anderen Politikbe­
reiche) auch unter den neuen Bedingungen in Europa pri­
mär auf der durch nationale Grenzen vorgegebenen Ebe­
ne; sie beeinflußt die nationale Politik (oft natürlich in Ab­
stimmung mit dem Ausland), aber auch die internationale 
Politik (siehe dazu etwa die GATT-Politik, die Erstellung 
der EU-Rahmenprogramme). Unter den Aspekten der zu­
nehmenden Europäisierung und Globalisierung kommt für 
die österreichische Politik neu hinzu, daß ihre Akteure ver­
stärkt in Interaktion und Wettbewerb mit ausländischen 
und internationalen Akteuren treten müssen 

Nach Lundvall (1992, S. 13) besteht die Hauptaktivität des 
NIS im Interaktiven Lernprozeß. Seine wichtigsten Elemen­
te differieren in den einzelnen Ländern aufgrund histori­
scher, sprachlicher und kultureller Entwicklungen (siehe 
dazu Nelson, 1993): interne Unternehmensorganisation, 
die Rolle des öffentlichen Sektors, der institutionelle Auf­
bau des Finanzsektors, Intensität und Organisation von 
Forschung und Entwicklung, die Stärke und Rolle von 
Transferinstitutionen (außeruniversitäre Forschung, Tech­
nologietransferzentren), Organisation und Effizienz der 
Träger der Technologiepolitik Die Rolle des Staates ist 
dabei vielfältig: Zum einen tritt er als Initiator und Durch­
führer von Technologiepoiitik auf, zum anderen als Regu­
lator (Setzer von Rahmenbedingungen), als Verantwortli­
cher für das staatlich organisierte Lehr- und Forschungs­
wesen, als Subventionsgeber, als öffentlicher Nachfrager, 
als Vermittler zwischen internationalen Organisationen 
und heimischen Akteuren Die Vielzahl dieser Rollen, wel-

3) So wird in der OECD derzeit eine Studie durchgeführ t zu der von österreichischer Seite Mitarbeiter des t ip -Programms (siehe unten) einheitl iche Indikatoren zur 
Beschre ibung der NIS mehrerer Staaten erstellen 
9) Trotz des weit verbreiteten Schlagworts von der zunehmenden „Global is ierung' laufen Wir tschaftsbeziehungen und auch Technologief lows pr imär in geogra­
phisch relativ eng begrenztem Raum ab; Nachbarschaf tshandel und Kooperat ionen mit Unternehmen aus nahel iegenden Ländern dominieren Nur ein geringer 
Teil der Wir tschaftsbeziehungen vollzieht s ich in interkontinentalem Rahmen 
, 0 ) Systeme welche durch Staatsgrenzen definiert s ind 

M o n a t s b e r i c h t e 6/95 IwiFO 



T E C H N O L O G T E P O L I T I K 

che nicht immer interessengleich sind, erfordert eine sorg­
fältige Konzeption und Organisation der Technoiogiepoli-
tik 

Die H a u p t i n s t i t u t i o n e n des 
ö s t e r r e i ch i schen Innova t ionssys tems 

Zu den wichtigsten Akteuren gehören die Unternehmen, 
die Forschungsinstätutionen innerhalb und außerhalb der 
Universitäten, die öffentliche Hand als Regulator und Be­
treiber von Förderinstrumenten sowie die Anwender (Un­
ternehmen, Bürger, andere Institutionen).. 

Ö f f e n t l i c h e I n s t i t u t i o n e n 

Die Kompetenzen der Technologiepolitik sind in Öster­
reich im wesentlichen zwischen drei Bundesministerien 
aufgeteilt: dem Ministerium für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr, dem Ministerium für wirtschaftliche Angelegen­
heiten und dem Ministerium für Forschung, Wissenschaft 
und Kunst Das Bundeskanzleramt übt im Rahmen seiner 
Wir tschaf tskoordin ierenden Funktion in einzelnen Berei­
chen eine zusätzliche Kompetenz aus In der Regierungs­
vereinbarung von Ende 1994 wurde eine bedeutende Ge­
wichtsverschiebung in den Technologiekompetenzen vom 
Wissenschaftsministerium hin zum Wirtschaftsministerium 
vorgenommen. 

Diese drei „Technologieministerien" teilen sich in die 
Technologiekompetenzen in folgender Weise: Das Wis­
senschaftsministerium ist primär für die universitäre For­
schung zuständig, unterstützt jedoch auch die großen 
außeruniversitären Technologieforschungsinstitute For­
schungszentrum Seibersdorf, Bundesversuchs- und For­
schungsanstalt Arsenal und Joanneum Research; ihm ist 
der Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen For­
schung (FWF) zugeordnet, welcher Projekte der Grundla­
genforschung fördert Darüber hinaus ist das Wissen­
schaftsministerium für Österreichs Beteiligung an der 
European Space Agency (ESA) und am CERN in Genf zu­
ständig. Die ESA-Beteiligung wi rd über eine eigene Tran-
che aus dem innovations- und Technologiefonds (ITF) ad­
ministriert, welche mehr als die Hälfte des ITF-Volumens 
beansprucht 

Das Wirtschaftsministerium hat als einziges eine eigene 
Technologiesektion eingerichtet Ihre Zuständigkeit liegt 
hauptsächlich bei der Forschung und Entwicklung in der 
Industrie sowie der Diffusion von technischen Entwicklun­
gen. Zum Wirtschaftsministerium „gehört" nunmehr der 
technologiepolitisch wichtige Fonds zur Förderung der ge­
werblichen Forschung (FFF) Dieser fördert Projekte der 
angewandten Forschung in Wirtschaftsunternehmen 
durch Zuschüsse, Darlehen und Zinsstützungen Der FFF 
verfügte 1994 über ein gesamtes Fördervolumen von etwa 
2 Mrd S, die Mittel wurden allerdings im laufenden Budget 

deutlich gekürzt Der FFF wickelt die ITF-Tranche des Wirt­
schaftsministeriums ab (unter 80 Mill S) Zum Wirt­
schaftsministerium „gehören" auch die BUrges-Förde-
rungsbank — ihre Hauptaufgabe liegt in der Förderung 
von Klein- und Mittelunternehmen —, die nunmehr ausge­
laufene TOP-Aktion — sie förderte zuletzt Fertigungsüber­
leitungen, hauptsächlich aber Softwareanwendungen und 
andere nichtmaterielle Investitionen11) — sowie die Innova­
tionsagentur, welche die Seed-Financing-Aktivitäten des 
ITF abwickelt 

In die Kompetenz des Bundesministeriums für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr fallen die Agenden für ÖBB und 
Post — wichtige Infrastruktur-Netzbereiche, welche tech­
nologiepolitisch von eminenter Bedeutung sind. Bahn und 
Post unterliegen derzeit durch Ausgliederungen aus dem 
Bundesbudget, Liberalisierung, internationalen Wettbe­
werb und extrem rasche technische Entwicklungen einer 
gravierenden Umstrukturierung In diesen Bereichen (be- ; 
sonders in der Telekommunikation) kommt dem Aufbau 
unabhängiger, öffentliche Interessen vertretender und ; 
professionell agierender Regulierungsinstanzen eine be- i 
deutende Rolle für die österreichische Technologieent­
wicklung zu. Das wichtigste technologiepolitisch relevante 
Förderinstrument im Einflußbereich dieses Ministeriums 
ist der ERP-Fonds Er war viele Jahre ein Instrument der I 
traditionellen Industriepolitik, hat jedoch im Zuge der 
EWR- und EU-Integration Österreichs seine Richtlinien j 
und Schwerpunkte zu verstärkter Förderung von Techno­
logie und von kleinen und mittleren Unternehmen und zu 
größerer Objektivierbarkeit geändert Der ERP-Fonds wik-
kelt auch die Förderungen der ITF-Tranche des Verkehrs­
ministeriums ab (gleiches Ausmaß wie die des Wirt­
schaftsministeriums) sowie nunmehr die Eurofit-Aktion für 
die österreichische Nahrungsmittelindustrie. Er stellt für 
die Sachgüterproduktion etwa 5 Mrd S pro Jahr zur Verfü­
gung 

Die Fonds (FFF, FWF, ERP) sind eigene Rechtspersönlich- | 
keiten, jedoch den jeweiligen Ministerien zur Kontrolle un- ! 
terstellt In ihren Kuratorien sind Beamte, Sozialpartner 
und andere Funktionäre vertreten 

Obwohl die Kompetenzen der Technologiepolitik nach die­
ser Darstellung zwischen den einzelnen Ministerien aufge­
teilt sind, sind sie de facto nicht so klar abgegrenzt So­
wohl in bezug auf internationale als auch auf inneröster­
reichische Agenden bestehen Überlappungen oder auch 
Kompetenzlucken1 2) Im besten Fall ruft diese Form der 
Organisation einen „Wettbewerb der Ideen" zwischen den 
einzelnen Ministerien hervor und bringt so Pluralität in die 
österreichische Technologiepolitik ein Allerdings treten 
dadurch auch Ineffizienzen auf Diese werden dadurch 
verstärkt, daß weder zwischen noch innerhalb der Ministe­
rien die Zuständigkeiten für strategische und operative 
Aufgaben der Technologiepolitik klar getrennt sind Dies 
belastet die Durchführung operativer Aufgaben immer wie­
der mit (dort nicht hingehörenden) strategischen Grund­
satzdebatten. 

1 1 ) In den 15 Jahren ihres Bestehens förderte die TOP-Akt ion rund 1 000 innovative Projekte mit einem Investit ionsvolumen von fast 73 Mrd S 
1 2) So war es zumindest bis Ende Mai 1995 nicht mögl ich den Expertenentwurf für ein neues Technologiepol i t isches Konzept der Bundesregierung welcher An­
fang Oktober 1994 durch das WIFO das Forschungszentrum Seibersdorf und das Joanneum Research erstellt und dem Wissenschaftsminister ium abgeliefert wur­
de einem Ministerium eindeutig zur Fertigstel lung zuzuweisen 
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Neben den Institutionen der Bundesebene bestehen auch 
auf Bundesländerebene einzelne Institutionen der Techno­
logiepolitik. Deren Konzepte sind nur in den wenigsten 
Fällen mit der Technologiepolitik der Bundesregierung ab­
gestimmt Vielfach werden die technologiepolitischen 
Agenden auf Landesebene von den (meist ausgelagerten) 
Wirtschaftsförderungsinstitutionen, von Technologiezen­
tren u ä. wahrgenommen. 

U n i v e r s i t ä r e F o r s c h u n g 

Noch stärker zersplittert als die öffentlichen Träger der 
Technologiepolitik präsentiert sich die österreichische For­
schungslandschaft. An den Universitäten besteht eine Viel­
zahl von einschlägigen Instituten im technisch-naturwis­
senschaftlichen Bereich. Sie variieren stark in ihrer Größe, 
sind jedoch überwiegend klein Viele dieser Institute genie­
ßen einen hervorragenden Ruf und bringen internationale 
Spitzenleistungen hervor Lange Zeit waren sie von ihrer 
rechtlichen Konstruktion her in ihrer Kooperationsfähigkeit 
mit Anwendern in der Industrie sehr beschränkt bzw hat­
ten keine Anreize, ihre Forschung auf die Notwendigkeiten 
der österreichischen Wirtschaft auszurichten Seit kurzem 
ist ein Teil dieser Restriktionen weggefallen Informationen 
weisen jedoch darauf hin, daß (bis auf wichtige Ausnah­
men) die Kooperation zwischen Universitäten und Wirt­
schaft in Österreich weiterhin relativ gering und trotz spezi­
fischer Programme auch die Personen-Mobilität zwischen 
Universitäten und Wirtschaft ausbaufähig ist 

A u ß e r •un ive r s i t ä r e F o r s c h u n g 

Auf dem Gebiet der außeruniversitären Forschung sind die 
drei großen Institutionen Forschungszentrum Seibersdorf 
(FZS), Joanneum Research (JR) und die Bundesversuchs-
und Forschungsanstalt Arsenal zu nennen Diese arbeiten 
aus historischen und institutionellen Gründen kaum koor­
diniert, manchmal parallel und haben oft jeweils zu wenig 
Ressourcen, um in einzelnen Bereichen gezielt Schwer­
punkte setzen zu können Vor kurzem wurde deshalb eine 
Koordinationsinstitution („Forschung Austria") ins Leben 
gerufen, welche eine Abstimmung der Arbeitsprogramme, 
gegenseitige Kooperation und Bündelung von Ressourcen 
ermöglichen soll. Wieweit dieses Ziel erreicht wird, kann 
erst in Zukunft festgestellt werden 

Als Bindeglied zwischen Grundlagenforschung und ange­
wandter Forschung sind in Anbindung an die Verstaatlich­
te Industrie die Christian-Doppler-Laboratorien entstan­
den; im Zuge der Privatisierungsbemühungen wurden sie 
großteils verkauft Eine Reihe von kooperativen For­
schungsinstituten (meist auf Branchenebene organisiert) 
soll unternehmensübergreifende angewandte Forschung 
betreiben. 

Im Bereich der Technologiepolitik-Forschung wurde in den 
letzten Jahren als wichtige Neuentwicklung von den Bun­
desministerien für Wissenschaft, Forschung und Kunst so­
wie für öffentliche Wirtschaft und Verkehr für zunächst drei 
Jahre das „tip"-Forschungsprogramm (Technologie: Infor­
mation, Politikberatung) mit dem federführenden W1FO und 
dem FZS installiert1 3). Mit diesem Rahmenvertrag und der 
Kooperation zwischen WIFO und FZS konnten früher ver­
streute Ressourcen für eine zielorientierte Technologiefor­
schung gebündelt und damit die Forschungseffizienz er­
höht werden 1 4). Verglichen mit anderen kleinen europäi­
schen Ländern (Niederlande, Finnland, Schweden) sind 
Österreichs Ressourcen in diesem Bereich jedoch noch 
immer gering WIFO und FZS betreiben im Rahmen des tip-
Programms Technologiepolitik-Forschung und analysieren 
die Makroebene („Nationales innovationssystem"), die Me-
soebene („Clusteruntersuchungen") und die Mikroebene 
(„Innovationsverhalten von Unternehmen und anderen Ak­
teuren") des österreichischen Innovationssystems15) Das 
tip-Programm hat sich in Österreich und international als 
erster Ansprechpartner für Technologiepolitik-Forschung 
und -Beratung etabliert und läuft in seiner ersten Phase 
noch bis Ende 1995 In einem Newsletter behandelt das tip-
Team laufende Forschungsergebnisse, Berichte von Ta­
gungen und andere technologiepolitisch relevante Fragen 
Diese Publikation trägt zusammen mit anderen Aktivitäten 
(Kontakte mit in- und ausländischen Forschern, Konfe­
renzbesuche, Besuche bei internationalen Organisationen, 
gemeinsame Forschungsprojekte) zur Netzwerkbildung im 
In- und Ausland bei. 

Für WIFO und FZS bilden die tip-Aktivitäten den Kern ihrer 
Technologie-(Politik-)Forschung und -Beratung Beide In­
stitute betreiben darüber hinaus vielfältige Forschungs­
und Consulting-Aktivitäten im Bereich der Technologie-, 
Industrie-, Regional- und Arbeitsmarktpolitik, welche mit 
den tip-Aktivitäten abgestimmt sind Damit kann tip auch 
innerhalb der involvierten Institute auf eine Vielzahl ande­
rer Spezialisten zugreifen. 

Neben dem tip-Team bestehen im Institut für Technikfol­
genabschätzung der Österreichischen Akademie der Wis­
senschaften, im Institut für Gestaltungs- und Wirkungsfor­
schung der Technischen Universität Wien, im Institut für 
Höhere Studien und bei der Forschungs- und Beratungs­
stelle Arbeitswelt (forba) einige Kapazitäten für die Beur­
teilung von Auswirkungen des technischen Fortschritts 
auf die Gesellschaft Auf universitärer Ebene sind techno­
logiepolitische Forschungsaktivitäten mit kleinen Ausnah­
men (z. B Universität Graz, Wirtschaftsuniversität Wien 
Universität Wien) nicht vorhanden 

In t er essenver tr e t u n g e n 

Auch die großen Interessenvertretungen befassen sich zu­
nehmend mit dem Thema des technischen Fortschritts: 

, a ) Der Einrichtung von tip 1992 ging eine einjährige Pi lotphase (Austr ian Technology Monitor ing System — ATMOS) voran welche von einem internationalen Ex­
pertenteam evaiuiert wurde Dessen Vorschläge gingen in die Planung und Durchführung von tip ein 
! i ) Die Qualität und Quantität der Technologiepoi i t ik-Forschung hat s ich in den letzten Jahren in Österreich (ausgehend von einem sehr niedrigen Niveau) verviel­
facht 
f S ) t ip hat bisher eine Reihe von Untersuchungen zur Clusterdef ini t ion publiziert und drei Cluster analysiert (Holz—Papier, Telekommunikat ion, Pharma—Biotech­
nologie), eine Reihe von Aspekten des Innovat ionssystems untersucht (Produktivi tätsentwicklung EU-Technologiepol i t ik u s w ) sowie einige Akteurs an aiysen 
durchgeführ t ( Interakt ionsmuster Transfer Sciences Kooperat ionsverhalten) 
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Übersicht 1 

Anteil des Forschungs- und 
Entwicklungsaufwandes am Umsatz 
Anteil am gesamten Aufwand für Forschung 
und Entwicklung . . . 
Anteil an der gesamten Industrieforschung 
Anteil an allen Beschäftigten 
Anteil an allen Graduierungen 
Relation zur aktiven Bevölkerung (je 100 000} 
Relation zwischen Exporten und Importen 
Anteil am Warenexport . 
Anteil am Verbrauch von Industriewaren 

Österreich 

1,6 

50,3 
56 
25 

18 2 
179 
29 
39 2 
40 9 

Belgien 

704 
50 
44 

32 9 

90 
34 9 
291 

Dänemark Schweden 
in % 

1.8 

51 4 
79 
41 

25,8 
509 
120 
24,5 
341 

60 5 
11 5 
56 

24 0 
399 
100 
43,5 
39 4 

29 

745 
1,0 
40 

24.8 
309 

50,4 
36 0 

Techno log ie ind ika to r en 

Forschungsquote 

Industrieforschung 

Öffentlich finanzierte Industrieforschung 
Forschungs personal 
Graduierte Naturwissenschafter und Techniker 
Naturwissenschafter und Techniker 
Patent btlanz 
High-tech-Exporte 
High-tech-lmporte 

Q: OECD, STI-indicators; EU-Report; eigene Berechnungen Jeweils letztverfügbares Jahr 

Die Wirtschaftskammer Österreich hat kürzlich ihr eigenes 
Technoiogiepolitisches Programm vorgestellt, die indu-
striellenvereinigung tritt immer wieder mit wettbewerbs­
orientierten Stellungnahmen zur Bedeutung des techni­
schen Fortschritts hervor; die Bundesarbeitskammer ist in 
diesem Sektor seit geraumer Zeit tätig, und der Österrei­
chische Gewerkschaftsbund beschäftigt sich in seinem 
volkswirtschaftlichen Referat, aber auch im Automations­
ausschuß der Gewerkschaft der Privatangestellten mit den 
Auswirkungen des technischen Fortschritts auf Gesell­
schaft, Umwelt und Arbeitsplätze Bedingt durch Öster­
reichs Beitritt zur EU haben alle Technologieforscher im 
letzten Jahr einen Teil ihrer Ressourcen in europäische 
Forschungskooperationen umdirigiert. 

I n d i k a t o r e n de r t echno log i schen 
Wet tbewerbs fähigkei t Ö s t e r r e i c h s 

Nach allen international erhobenen Indikatoren weist 
Österreich gegenüber ähnlich entwickelten kleinen Indu­
strieländern Nachholbedarf an technologischer Wettbe­
werbsfähigkeit1 6) auf. Dabei ist Österreichs Position je­
doch unterschiedlich, je nachdem ob es um die Fähigkeit 
geht, in universitären, außeruniversitären oder industriel­
len Forschungseinrichtungen selbst neues technisches 
Wissen hervorzubringen, oder um die Fähigkeit der Wirt­
schaftsunternehmen, intern oder extern produziertes Wis­
sen in Prozessen und Produkten anzuwenden. Die öster­
reichische Forschungsquote ist im internationalen Ver­
gleich niedrig (Übersicht 1), obwohl sie in den letzten Jah­
ren — im Gegensatz zu vielen anderen Ländern auch wäh­
rend der Rezession — deutlich zugenommen hat Mit der­
zeit 1,64% (Forschungsaufwendungen in Prozent des Brut­
toinlandsproduktes) bleibt sie jedoch weiter merklich un­
ter dem EU-Durchschnitt von 2% Innerhalb dieser insge­
samt relativ niedrigen Forschungsaufwendungen weist 
Österreich einen überdurchschnittlichen Anteil der öffent­
lichen Forschung, besonders der universitären Forschung 
auf 

Für den universitären Bereich der Wissensproduktion 
sind, abgesehen von der angeführten Zersplitterung, keine 
gravierenden Rückstände festzustellen. Dies gilt nicht für 

die österreichische Wirtschaft: Vor allem die Industrie be­
treibt im internationalen Vergleich relativ wenig Forschung 
Weniger als die Hälfte aller Forschungsaufwendungen 
wird von Unternehmen getätigt Der Anteil der Unterneh­
men, welche Forschung und Entwicklung betreiben, ist 
niedrig Jene, welche für Innovationen, Forschung und 
Entwicklung Mittel aufwenden, bewegen sich etwa im in­
ternationalen Umfeld Sie geben im Industriedurchschnitt 
rund 3% ihres Umsatzes für die Forschung aus {Leo — 
Palme — Volk, 1992) Innerhalb der gesamten öffentlichen 
F&E-Aufwendungen ist der (vor allem in den Universitäts­
bereich fließende) fix kontrahierte Anteil sehr hoch, der 
frei verfügbare, durch welchen private Forschung geför­
dert wird, mit 7,5% niedrig Andere kleine Industrieländer 
geben deutlich höhere Anteile dafür aus 

In Österreich ist der öffentlich finanzierte Anteil an der In­
dustrieforschung mit unter 6% relativ gering; in den Nie­
derlanden liegt er bei 11%, in Schweden und Dänemark 
bei 12% Das Beispiel der Schweiz, welche insgesamt eine 
hohe Forschungsquote aufweist und international mehr 
hochwertige Produkte anbietet als Österreich, zeigt je­
doch, daß auch Länder mit einem geringen Anteil öffent­
lich finanzierter Industrieforschung auf diesem Gebiet 
erfolgreich sein können Die Schweiz weist nach allen 
oben genannten Indikatoren der öffentlichen For­
schungsfinanzierung deutlich niedrigere Werte auf als 
Österreich 

Auch der reale Forschungsinput ist in Österreich relativ 
niedrig: Der Anteil des Forschungspersonals an den Ge­
samtbeschäftigten liegt mit 2,5% deutlich unter jenem an­
derer kleiner Länder Zudem ist der „Output" an graduier­
ten Technikern und Naturwissenschaftern, welche für die 
Wissensproduktion eine wichtige Rolle spielen, in Öster­
reich bei einer ohnehin niedrigen Universitätsabsolventen­
quote nur unterdurchschnittlich 

Neben der Produktion von Wissen ist die Fähigkeit, an­
derswo erzeugtes Wissen im Unternehmen in neue Pro­
zesse oder Produkte umzusetzen, der zweite wichtige Indi­
kator für die technologische Wettbewerbsfähigkeit eines 
Landes Dabei geht es sowohl um die Diffusion von tech­
nischem Fortschritt als auch um die Aufnahmefähigkeit 
(Adoptionsfähigkeit) extern produzierten Wissens durch 
Unternehmen Gerade für kleine Länder mit geringeren 

1 S) Zum Konzept der technologischen Wettbewerbsfähigkei t s iehe DIW (1995], S 25f Dabei wird unterschieden zwischen der . Produkt ion" und dem ..Absatz" von 
technischem Wissen Letzerer meint die Wettbewerbsfähigkei t von Hochtechnologieprodukten 
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Forschungsressourcen bildet der Zukauf von Technologie 
einen wichtigen Input 

Österreichische Unternehmen setzten in ihren Innova­
tionsstrategien lange Zeit vor allem auf den Import von 
Technologie Uber den Import von Investitionsgütern und 
erzielten damit einen im internationalen Vergleich sehr ho­
hen Produktivitätsanstieg. Diese Importstrategie diente 
lange als Substitut für eine Forschungsstrategie Auch 
heute noch weist Österreich einen überdurchschnittlich 
hohen Anteil an Hochtechnologieprodukten in seinen Im­
porten auf: Nach einer EU-Definition (EU-Kommission, 
1994, S. 52) sind 41% der österreichischen Importe dieser 
Kategorie zuzurechnen, mehr als im Durchschnitt der 40 
untersuchten Länder (38%) Neue Studien zeigen jedoch, 
daß dieser Weg der Importstrategie nicht mehr im selben 
Ausmaß offensteht (siehe Hutschenreiter, in diesem Heft), 
obwohl internationale Spill-overs durch Güter- und Fir­
menverflechtungen weiterhin wichtig sind Mit sinkendem 
Abstand zwischen Technologieführern und -nachzüglern 
schützen erstere ihre (wichtigsten) Technologien gegen­
über potentiellen Konkurrenten stärker Darüber hinaus 
sind die modernen Schlüsseltechnologien komplexer ge­
worden: Ohne eigenes Know-how können sie nicht mehr 
effizient im eigenen Unternehmen eingesetzt werden Um 
sie voll nutzen zu können, bedarf es der Beherrschung der 
Grundlagen der neuen Technik sowie der Fähigkeit, sie an 
die besonderen Bedürfnisse des Unternehmens anzupas­
sen. Daher sind auch für die externe Aufnahme von Tech­
nologien zunehmend eigene Entwicklungs- und For­
schungsarbeiten notwendig 

Die in Österreich dominierenden Klein- und Mittelbetriebe 
sind für neue Technologien oft nur beschränkt aufnahme­
fähig: Einerseits ist der Zugang zu Forschungsergebnis­
sen für Klein- und Mittelbetriebe mit Barrieren versehen, 
andererseits beeinträchtigen die generellen Organisa-
tions- und Planungsschwächen vieler österreichischer 
Kleinunternehmer ihre Strategiefähigkeit insgesamt und 
damit auch ihre Aufnahmefähigkeit für technisches Wis­
sen Der Expertenentwurf zum Technologiekonzept (Bayer 
et al, 1994) schlägt als wichtigste Leitstrategie der öster­
reichischen Technologiepolitik „Diffusionsorientierung" 
und als vielleicht wichtigste Maßnahme ein breit angeleg­
tes und durch die öffentliche Hand unterstütztes Bera­
tungsprogramm vor 

Die Fähigkeit, eigenes und extern aufgenommenes Know-
how in neue Produkte umzusetzen, läßt sich am Anteil 
hochwertiger Waren an der gesamten Produktion bzw. den 
Exporten messen Nach einer neuen EU-Studie liegt 
Österreichs High-tech-Exportanteil am gesamten Waren­
export mit 39% deutlich unter jenem der führenden Länder 
jedoch noch vor Italien, Belgien, Finnland und den Nieder­
landen. Im Durchschnitt der 40 dort untersuchten führen­
den Länder macht der High-tech-Exportanteil Uber 42% 
aus Nach derselben Studie wuchs jedoch Österreichs Ex­
port dieser Produktgruppen zwischen 1986 und 1992 deut­
lich Uberdurchschnittlich (4-72%, Durchschnitt der 40 Län­
der + 46%; EU-Kommission, 1994, S 52f). Österreich weist 

in seiner High-tech-Handelsbilanz ein hohes Passivum 
von —5% seines Gesamthandels auf; im Durchschnitt der 
40 Länder ergibt sich ein leichtes Aktivum von 1% (EU-
Kommission, 1994, S 54) Eine aktive High-tech-Bilanz er­
zielen vor allem Japan, Deutschland, die Schweiz, Schwe­
den und Belgien Die Uberdurchschnittlich hohen Produkti­
vitätszuwächse in der Industrie deuten darauf hin, daß 
Österreichs High-tech-lmporte hauptsächlich zur Verbes­
serung der Produktionsprozesse und weniger fUr Produkt­
innovationen eingesetzt werden 

In dieselbe Richtung weisen die Informationen aus einem 
anderen technologischen Input-Output-Indikator, nämlich 
der Patentbilanz: In Österreich werden nur knapp 30% der 
Patentimporte durch Patentexporte gedeckt, in den Nie­
derlanden immerhin 50%, in Belgien 90%, und in Däne­
mark und Schweden sind es deutlich mehr als 100% Auch 
der Anteil österreichischer Patentanmeldungen auf inter­
nationalen Patentämtern liegt deutlich unter dem vieler an­
derer kleiner Länder. 

Weitere Indizien für Österreichs Technologieschwäche 
sind relativ geringe Partizipationsraten an internationalen 
Forschungsprogrammen, die relativ niedrigen Unit values 
im Export und die Tatsache, daß die Import-Unit-values um 
etwa ein Drittel Uber denen der Exporte liegen (Aiginger — 
Peneder, 1995, Bayer, 1995A). Das strukturbedingte Han­
delsbilanzdefizit deutet in dieselbe Richtung. Dennoch 
konnte die österreichische Industrie bisher durch hohe 
Produktivitätssteigerung und leichte Marktanteilsgewinne 
eine mittlere Wettbewerbsposition behaupten. Die mittelfri­
stige Aufrechterhaltung dieser Position kann unter den 
künftigen Bedingungen verschärften Wettbewerbs und 
eines hohen Außenwerts des Schillings schwierig werden 

A u s r i c h t u n g de r ö s t e r r e i ch i s chen 
Technolog iepo i i lik 

Die österreichische Technologiepolitik im engeren Sinne 
(ohne Forschungspolitik) konzentriert sich auf das Instru­
ment der Förderung von Innovationen im Rahmen von FFF, 
ERP-Fonds, ITF und (bis vor kurzem) der TOP-Aktion so­
wie mit Einschränkungen des Öko-Fonds Andere Instru­
mente werden nur in geringem Ausmaß eingesetzt Diese 
technologisch motivierten Förderungen bilden innerhalb 
der gesamten Wirtschaftsförderung einen deutlich expan­
siven Teil. Nach den Finkord-Daten sank der Förderbar­
wert der gesamten Wirtschaftsförderung zwischen 1986 
und 1994 von 4,2 auf 3,3 Mrd. S; der Barwert der Techno­
logieförderungen stieg hingegen in diesem Zeitraum von 
745 auf 1.916 MiM S Das bedeutet eine Anteilssteigerung 
von 18% auf 58% Die Zahl der Förderfälle hat sich im 
Technologiebereich von 586 auf 1 142 fast verdoppelt, das 
geförderte Investitionsvolumen verfünffacht Der starke 
Anstieg der Technologieförderungen von 1992 auf 1993 
zeigt, daß angesichts des nahenden EU-Beitritts Techno­
logieförderung auf Kosten von allgemeiner Investitionsför­
derung forciert wurde 1 7} 

" ) Wieweit dies ein tatsächl icher Richtungswechsel der Förderphi losophie war o d e r . nur ' eine Änderung der Richtlinien auf EU-Konformität kann erst nach Vorlie­
gen der ersten Evaluierungen festgestel l t werden 
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Zwar setzen FFF18) und ERP-Fonds immer wieder be­
stimmte Schwerpunkte, doch vergeben sie ihre Mittel 
überwiegend sektoral oder technologisch unspezifisch 
Der ITF ist seit Anbeginn als Schwerpunktinstitution konzi­
piert. Sein Vorläuferprogramm war die Schwerpunktförde­
rung im Rahmen einer „Technologiemilliarde" des Bundes 
Mitte der achtziger Jahre, welche durch den ERP-Fonds 
die Anwendung von Mikroelektronik, Biotechnologie und 
Gentechnik sowie CAD/CAM-Einführung förderte Dane­
ben wurden zwölf Forschungsschwerpunkte an Universi­
tätsinstituten eingerichtet Damals wurden auch erstmals 
Mittel zur Untersuchung der Auswirkungen des techni­
schen Fortschritts bereitgestellt, die jedoch bei der Pro­
grammdurchführung praktisch nicht beansprucht wurden 
{Hutschenreiter, 1991) Derzeit verfolgt der ITF folgende 
Förderschwerpunkte: Verkehrstechnik, Energietechnik, 
Flexible computerintegrierte Produktion für Klein- und Mit­
telbetriebe (FlexCIM), Umwelttechnik, Software-Technolo­
gie, Produktfindung Qualitätssicherung und Seed-Financ-
ing. Ein Schwerpunkt Telekommunikation wird gerade 
vorbereitet Angesichts des geringen Fördervolumens er­
scheint die Zahl der angeführten Schwerpunkte sehr 
hoch. 

Zwei dieser Themen sind von besonderer Bedeutung, weil 
sie in herausragender Weise den Ansprüchen moderner 
Technologiepolitik genügen: Mit dem FlexCim-Programm 
können neben materiellen auch immaterielle Investitionen 
(Organisations- und Strategieentwicklung) gefördert wer­
den; im Rahmen des Programms Verkehrstechnik wird 
das „Schirmprojekt Lärmarme Bahn1' abgewickelt, wel­
ches neben Produzenten auch Abnehmer einschließt und 
so dem Vernetzungsgedanken des technischen Fort­
schritts 1 9) Rechnung trägt Die der EU-Kommission zur 
Notifizierung vorgelegten neuen Richtlinien des ITF enthal­
ten auch die Möglichkeit, Technologietransfers zu fördern. 

Andere Instrumente spielen in der Technologiepolitik 
Österreichs nur eine geringe Rolle. Zur Neukonzipierung 
und Modernisierung der österreichischen Technologiepo­
litik wäre die Verabschiedung einer strategischen Unterla­
ge, wie sie im Expertenentwurf für ein neues technologie­
politisches Konzept {Bayer et ai, 1994) vorgelegt wird, von 
entscheidender Bedeutung. Die politische Festschreibung 
von Zielen und Leitstrategien, auf denen innovative Maß­
nahmen aufbauen, könnte mittelfristig neue Orientierung 
bieten Solche Maßnahmen wären etwa 

— die Berücksichtigung technologiepolitischer Kriterien 
des Regulierungswesens und der öffentlichen Beschaf­
fung, 

— der Einsatz steuerlicher Förderung von technologiepoli­
tischen Maßnahmen, 

— der verstärkte Einsatz von Programmanagement für 
Technologieprogramme, 

— eine öffentliche Beteiligung an technologieorientierten 
Unternehmensgründungsfonds, 

— die allgemeine Ausweitung des Förderrahmens auf 
Strategie- und Konzeptfindung, Organisationsentwick­
lung, Qualifikation und Marketing zur Erhöhung der 
Adoptionsfähigkeit der Unternehmen, 

— die regelmäßige und verpflichtende Evaluierung von In­
stitutionen und Programmen und letztlich 

— die Umgestaltung der Träger der Technologiepolitik 
und ihrer Instrumente in Richtung einer strategischen 
Ausrichtung und einer Trennung zwischen strategi­
scher und operativer Komponente 

Wenn Technologiepolitik den notwendigen Querschnitts­
charakter betonen und zu einem zentralen Politikbereich 
der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik werden will, muß 
sie sich auch um Akzeptanz in der Öffentlichkeit bemühen 
Dazu sind Verfahren zu entwickeln, welche den öffentli­
chen technologiepolitischen Diskurs fördern und die Ein­
bindung breiter Bevölkerungsschichten in technologiepoli­
tische Entscheidungen, Programme und Projekte ermögli­
chen. Dies erfordert zusätzliche Forschungsprogramme 
zur Schaffung von Sozial- und Umweltverträglichkeit 

A u s w i r k u n g e n der E U - T e c h n o I o g r e p o l i t i k 

Durch die EU-Mitgliedschaft ergibt sich eine neue Situa­
tion für Österreichs Technologiepolitik. Einerseits besteht 
mit der vollen Teilnahme an den EU-Forschungsprogram­
men2 0) die Möglichkeit, in Forschungskooperationen mit 
Forschungsinstitutionen und Unternehmen anderer Län­
der Österreichs Forschungssystem stärker zu internatio­
nalisieren und an internationalen Forschungsergebnissen 
verstärkt teilzuhaben Andererseits bestimmen die Vorga­
ben der EU-Programme, an deren Formulierung Öster­
reich noch nicht teilnehmen konnte, weitgehend die Rich­
tung der österreichischen Technologiepolitik Hier ist der 
im Weißbuch und anderen Dokumenten festgelegte 
Schwerpunkt des Ausbaus der Kommunikations-, Ener­
gie- und Verkehrsnetze von Bedeutung. Besonders in die­
sem Bereich erhält Österreich einen massiven Anstoß, 
Entwicklungen rascher voranzutreiben, als es sonst ge­
schehen wäre. Dieser Anstoß trifft jedoch auf eine recht­
lich-institutionelle Situation in Österreich, die vor allem im 
Regulierungswesen noch nicht europäische Standards er­
reicht hat Es ist zu befürchten, daß angesichts dieses in­
stitutionellen Innovationsrückstands Wettbewerbskräfte 
Systementscheidungen erzwingen, welche die Möglichkei­
ten der öffentlichen Hand, durch wohlvorbereitete Regulie­
rungen für Österreich technologiepolitische Impulse zu 
setzen, reduzieren. 

Ein Problembereich liegt in der Diskrepanz zwischen der 
Struktur etwa des 4. Rahmenprogramms der EU und den 

1 B ) So führte der FFF Anfang der neunziger Jahre u a eine gemeinsame Schwerpunktakt ion mit dem FWF durch um so eine Brücke zwischen Grundlagen- und an­
gewandter Forschung zu schaffen 
, 9 ) Dieser Gedanke wurde in anderer Weise schon Anfang der neunziger Jahre durch gemeinsame Schwerpunktprogramme zwischen dem FFF und dem Fonds zur 
Förderung der wissenschaft l ichen Forschung (FWF) forciert 
w ) Dies war der Anlaß zur Schaffung einer neuen Transferinst i tut ion nämlich des SUros für Internationale Forschungs- und Technologiekooperat ion (BIT) als B in­
degl ied zwischen österreichischer Forschung und den EU-insti tut ionen sowie zur Einrichtung einer Sekt ion .Internationale Forschungsangelegenhei ten" im Wis­
senschaf tsminister ium 
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technologiepolitischen Notwendigkeiten in Österreich So 
finanziert Österreich über seine Beiträge zum Rahmenpro­
gramm eine große Zah! von Forschungsgebieten, welche 
für die österreichische Forschungs- und Anbieterstruktur 
nicht relevant sind (etwa in der Kernenergieforschung, in 
Teilen des Telekommunikations- und Materialforschungs­
bereiches usw.) Umgekehrt haben einige Bereiche, wel­
che für Österreich von großer Bedeutung sind (z. B. er­
neuerbare Energien, Transportsysteme, Gesellschaftsfor­
schung) im Rahmenprogramm nur geringen Stellenwert21) 
Auch die Tatsache, daß die EU-Programme sehr stark im 
vorwettbewerblichen Bereich angesiedelt sind und weiter­
hin, trotz Anstrengungen der EU-Kommission, primär auf 
Großunternehmen ausgerichtet sind, bedeutet ein schwer­
wiegendes Hemmnis für eine verstärkte Teilnahme Öster­
reichs Österreichische Unternehmen benötigen gezielte 
Hilfe, um an den gemeinsamen Forschungsaktivitäten teil­
nehmen zu können, da sie bisher nur wenig Erfahrung in 
der Forschungskooperation haben 2 2). 

Da die EU-Programme den Notwendigkeiten des österrei­
chischen Innovationssystems nicht sehr nahekommen, ist 
eine verstärkte österreichische Technologieförderung wei­
terhin erforderlich. Dabei sollte allerdings mehr als bisher 
auf Effizienz, Bündelung der Ressourcen und die sinnvolle 
Koordination von „Bottom-up"- und „Top-down"-Program-
men geachtet werden. Sehr wichtig sind für die österrei­
chische Technologiepolitik die europäischen Vorschläge 
zur Evaluierung der einzelnen Teile des Nationalen Innova­
tionssystems, weil sie zur Effizienzsteigerung der Techno­
logiepolitik beitragen können Es gilt, diese Instrumente 
professionell und verstärkt auch in Österreich anzuwen­
den, um in den Verhandlungen zu den nächsten Pro­
grammformulierungen effizient österreichische Interessen 
einbringen zu können Voraussetzung und Instrumente 
dazu sind die Klarstellung der Zuständigkeiten in Öster­
reich sowie jährliche Berichte über die Beteiligung öster­
reichischer Forscher an EU-Programmen (Antragstellung, 
zugeteilte Projekte, Rückflüsse, Auswirkungen) In Zukunft 
werden jene Länder im wirtschaftlichen Wettbewerb und in 
der Lösung gesellschaftlicher und ökologischer Probleme 
führend sein, welche durch effiziente Technologiepolitik 
die geeigneten Rahmenbedingungen setzen, um Markt­
kräfte zu unterstützen und heimische Ressourcen zu bün­
deln 
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Innovat ion Research and T e c h n o l o g y Pol icv in A u s l r i a 
Sum mary 

Modern Innovation research focuses on the complexity and 
the endogenous character of technical change. Carriers of 
technical change are business enterprises which are tied by 
feedback mechanisms into a network of suppliers, clients, 
research institutions, regulatory agencies and domestic and 
foreign com Petitors. In this system, Innovation activity is the 
driving force determining competitiveness. 

The innovative strength of a small industrial country is not 
only determined by the quantity and quality of production of 
knowledge, but more so by the capabiiity of enterprises to 
absorb internal and externa! research and development re-
sults and transform them into new processes and products, 
For this reason the major technoiogy policy orientation for 
Austria mustbe a.diffusion strategy which aims to increase 
the rate of distributiön of existing knowledge and the ab-
sorptive capacity of (especially) small and medium-sized en­
terprises; Suitable instruments are a Strategie orientation of 
technoiogy policy, upgrading of the technologicai infrastruc-
türe; improved coordination of the relevant policy institu­
tions, the opening up of Information Channels between the 
different actors in the national Innovation system and the 
creation.of appropriate incerttives; The-Instruments have to 
take aecount of international R&D and Cooperation pro­
grams: in additioh, Austria needs to develop mechanisms 
which analyze the effects of .technical change on man, So­

ciety and environment and which enable the partieipation of 
larger population segments in the formulation of technoiogy 
policy and programs. 

Austria's enterprises specialize in medium-technology prod­
ucts, with a number of high-tech niches. University research 
is very broadly based and achieves international acciaim in 
a number pf fields, but it is fragmented. Extra-university re­
search organizations are only beginning to coordinate their 
activities. Technology policy resources in public administra-
tion require Strategie orientation and a clearer assignment 
of competencies. 

Instruments of technoiogy policy applied in Austria are 
mainly of the traditional variety, putting heavy emphasis on 
Innovation.project-oriented financial aid.. Recently, however, 
a number of new. instruments have been applied, and mod­
ern management and control mechanisms installed (e.. g , 
program management, reporting, compulsory evaluation of 
institutions :and programs) 

Austria's technoiogy policy agenda wil l have to direct its 
strategies towards the requirements of society and econo-
my, to. bündle existing resources in an efficient way, to link 
up with international innovation Systems and to apply in­
novative instruments in. an imaginative way. 
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